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VERKEHRSRECHT

Dieter Müller

Verkehrsrecht im Überblick
2. Quartal 2008

Aus dem zweiten Quartal ist von einer bereits in Kraft getretenen Novel-
lierung des Fahrlehrerrechts sowie dem begonnenen Vorhaben einer Novel-
lierung der Fahrerlaubnis-Verordnung zu berichten. Dass auch in der ers-
ten Strafinstanz zuweilen interessante und brisante Urteile gefällt werden,
beweist eine Entscheidung des Amtsgerichts Düsseldorf zum nicht erfolg-
ten Entzug der Fahrerlaubnis bei einer Trunkenheitsfahrt. Auch aus der
Schweiz wurde eine nicht minder interessante Entscheidung des Schwei-
zerischen Bundesgerichts bekannt, dass sich mit dem Fahrverbot beschäf-
tigt. Schließlich ist mit den oft unerkannt bleibenden „provozierten Ver-
kehrsunfällen“ noch auf ein generelles verkehrsrechtliches und versiche-
rungsrechtliches Problem von großer Tragweite hinzuweisen.

Änderungen des
Fahrlehrerrechts1

Am 31. März 2008 traten einige
wichtige Änderungen des Fahrleh-
rergesetzes in Kraft.2 Europa wächst
nun auch auf dem Gebiet der Fahr-
schulausbildung näher zusammen,
denn Fahrlehrer aus einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder
eines Vertragsstaats des Abkom-
mens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz dür-
fen bei EU-adäquater Qualifikation
nun auch in Deutschland Fahrschü-
ler aus- und fortbilden.
Sachgerecht ist die Prämisse des
§ 2a Abs. 2 Fahrlehrergesetz, dass
in Zweifelsfällen die Zulassung als
Fahrlehrer von der Teilnahme an
einem Anpassungslehrgang oder
einer Eignungsprüfung abhängig
gemacht werden kann.
Entsprechend der Verordnungser-
mächtigung wurde auch die Durch-
führungsverordnung zum Fahrleh-
rergesetz geändert. Dabei wird dem
Bundesministerium für Verkehr die
nicht unerhebliche Last aufgebür-
det, bis zum 1. Februar 2009 einen
europaweiten Vergleich der Fahl-
ehrerausbildung und -prüfung vor-
zunehmen und zu publizieren, die

die Vorschriften und die Praxis in
den anderen europäischen Staaten
mit der deutschen Fahrlehreraus-
bildung in ein Vergleichsverhältnis
setzt. Dieser Auftrag beinhaltet fach-
lich nichts anderes als ein Bench-
marking der europäischen Fahrleh-
rerausbildung, und es bleibt span-
nend, zu beobachten mit welchem
personellen Aufwand diese enorme
Aufgabe innerhalb der avisierten
kurzen Zeit auch tatsächlich auf
eine zufriedenstellende Weise um-
gesetzt werden kann.

Änderungen der
Fahrerlaubnis-Verordnung3

Die Bundesregierung leitete dem
Bundesrat am 29.04. einen Entwurf
zu einer Novellierung der Fahrer-
laubnis-Verordnung zu, die zahlrei-
che vom Bundesministerium für
Verkehr erarbeitete Änderungsvor-
schläge enthält und sich momen-
tan in der Abstimmungsphase be-
findet.
Begründet wird der Änderungs-
bedarf damit, dass sich nach An-
sicht des zuständigen Referats bzw.
der involvierten leitenden Mitarbei-
ter des Ministeriums im Laufe der
letzten Jahre einige „Überreglemen-
tierungen“4 gezeigt hätten, die nun-
mehr beseitigt werden müssten. Im
Einzelnen handelt es sich um zahl-
reiche Änderungen, die in diesem
frühen Stadium nur exemplarisch
dargestellt werden können, aber im
Rahmen des laufenden inhaltlichen
Abstimmungsverfahrens sicherlich
einigen Diskussionsbedarf in sich
bergen.
Uneingeschränkt zu begrüßen ist
z. B. das Schließen der Regelungs-
lücke in § 14 Abs. 2 FeV, wonach
es selbst bei wiederholten Verstö-
ßen gegen § 24a Abs. 2 StVG (fol-
genlose Drogenfahrt) bislang nicht

zu einer obligatorischen Anordnung
einer MPU kommen konnte. Der
Gegensatz zur schärferen Anord-
nungsmöglichkeit bei Alkoholdelik-
ten gem. § 13 Nr. 2b FeV wird da-
mit aufgehoben.
Problematischer ist da schon die
beabsichtigte Änderung des § 20
Abs. 2 FeV durch Streichung des
zweiten Satzes. Danach könnte die
Fahrerlaubnisbehörde künftig auch
in den Fällen auf eine erneute Fahr-
erlaubnisprüfung verzichten, in de-
nen seit der Entziehung der Fahrer-
laubnis mehr als zwei Jahre verstri-
chen sind. Diese aus ministerieller
Sicht sicherlich wünschenswerte
Verwaltungsvereinfachung birgt in
den Fällen Gefahren für die Ver-
kehrssicherheit, wenn das früher
erlernte und gesicherte Ver-kehrs-
verhalten nach dem relativ langen
erzwungenen Verzicht auf die Fahr-
praxis nicht wieder sofort abgeru-
fen werden kann. Insbeson-dere
berücksichtigt diese Streichung
auch nicht die z. T. mehrmals jähr-
lich erfolgenden Veränderungen der
StVO, deren Erlernen schon manch
anderen Fahrerlaubnisin-haber
überfordert, dessen Fahrerlaubnis
nicht wegen eines bedeutenden
Normkonflikts staatlich entzogen
worden war.

Urteil des Amtsgerichts
Düsseldorf zum Verzicht auf
einen Entzug der Fahrerlaubnis5

Leitsatz

Zwar ist der Täter einer Trunkenheit
im Verkehr gemäß § 69 Abs. 2 Zif-
fer 2 StGB in der Regel als unge-
eignet zum Führen von Kraftfahrzeu-
gen anzusehen. Maßgeblich für die
Feststellung der Ungeeignetheit des
Täters zum Führen von Kraftfahrzeu-
gen ist indessen nicht der Tatzeit-
punkt, sondern der Zeitpunkt der
letzten tatrichterlichen Aburteilung.

Sachverhalt und Gründe

Der Angeklagte wird wegen fahr-
lässiger Trunkenheit im Verkehr zu
einer Geldstrafe verurteilt. Dem
Angeklagten wird verboten, für die
Dauer von zwei Monaten Kraftfahr-
zeuge aller Art im Straßenverkehr
zu führen.
Der strafrechtlich bislang nicht in
Erscheinung getretene Angeklagte
neigte jedenfalls bis zum Frühjahr
2007 zu Alkoholmissbrauch.
Im März 2007 führte er in Düssel-
dorf ein Kraftfahrzeug bei einer Blut-
alkoholkonzentration von 2,12 ‰.
Der Angeklagte hat den Tatvorwurf
eingeräumt. Soweit er sich einge-
lassen hat, die Trunkenheitsfahrt
nur fahrlässig begangen zu haben,

konnte dies nicht mit der erforderli-
chen Gewissheit widerlegt werden.
Dass dem Angeklagten seine alko-
holbedingte Fahruntüchtigkeit zum
Tatzeitpunkt möglicherweise nicht
bewusst war, beruht auf der Alko-
holgewöhnung des Angeklagten im
Tatzeitraum infolge regelmäßigen
Alkoholkonsums. Auch aus dem
ärztlichen Bericht gehen keine er-
heblichen alkoholbedingten Ausfall-
erscheinungen hervor.
Zu Gunsten des Angeklagten war
zu berücksichtigen, dass ein Vorsatz
bezüglich der Fahruntüchtigkeit nicht
festgestellt werden konnte. Des
Weiteren ist nicht auszuschließen,
dass aufgrund der Blutalkoholkon-
zentration die Fähigkeit des Ange-
klagten, das Unrecht der Tat einzu-
sehen, gemäß § 21 StGB erheblich
vermindert war.
Von der Entziehung der Fahrerlaub-
nis gemäß § 69 StGB konnte trotz
der Verwirklichung des Regelfalles
des § 69 Abs. 2 Ziffer 2 StGB abge-
sehen werden. Zwar ist der Täter
einer Trunkenheit im Verkehr gemäß
§ 69 Abs. 2 Ziffer 2 StGB in der Re-
gel als ungeeignet zum Führen von
Kraftfahrzeugen anzusehen. Maß-
geblich für die Feststellung der Un-
geeignetheit des Täters zum Füh-
ren von Kraftfahrzeugen ist indes-
sen nicht der Tatzeitpunkt, sondern
der Zeitpunkt der letzten tatrichter-
lichen Aburteilung.
Trotz der Verwirklichung des Regel-
beispiels des § 69 Abs. 2 Ziffer 2
StGB war der Angeklagte nach Auf-
fassung des Richters im vorliegen-
den Fall zum Zeitpunkt der gericht-
lichen Entscheidung nicht mit der
erforderlichen Gewissheit als unge-
eignet zum Führen von Kraftfahrzeu-
gen anzusehen. Insoweit war zu-
nächst zu berücksichtigen, dass
dem Angeklagten ein Vorsatz be-
züglich der alkoholbedingten Fahr-
untüchtigkeit nicht nachgewiesen
werden konnte. Das Gericht geht
davon aus, dass dem Angeklagten
spätestens durch dieses Verfahren
hinreichend vor Augen geführt wor-
den ist, dass Alkoholgenuss zur
Fahruntüchtigkeit führen kann, auch
wenn der jeweils Betroffene seine
Fahruntüchtigkeit subjektiv nicht
zwangsläufig erkennt.
Im Rahmen der Gefahrprognose
war insbesondere auch der Um-
stand zu berücksichtigen, dass der
Angeklagte an einer verkehrsthera-
peutischen Rehabilitationsmaßnah-
me für alkoholauffällige Kraftfahrer
teilnimmt. Zu Beginn der Rehabili-
tationsmaßnahme wurde eine ab-
solute Alkoholabstinenz vereinbart,
deren Glaubhaftigkeit durch regel-
mäßige Kontrolle der Leberfunkti-

1 Viertes Gesetz zur Änderung des Fahr-
lehrergesetzes vom 19. März 2008, BGBl.
I, S. 418 ff., Download unter
 www.bundesanzeiger.de.

2 Die ZVS wies bereits auf die bevorstehen-
de Änderung hin, vgl. Verkehrsrecht im
Überblick 4. Quartal 2007, in: ZVS 54
(2008), S. 43.

3 Entwurf einer Vierten Verordnung zur Än-
derung der Fahrerlaubnis-Verordnung und
anderer straßenverkehrsrechtlicher Vor-
schriften, BratDrucks. 302/08, Download
unter www.bundesrat.de.

4 BratDrucks. 302/08, S. 56.
5 Urteil des Amtsgerichts Düsseldorf vom

31. August 2007, Az: 113 Cs-110 Js 2148/
07-(501/07); bestätigt durch Berufungs-
entscheidung des Landgerichts Düsseldorf
vom 11. April 2008.
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onswerte und des MSC belegt wird.
Der Angeklagte mache einen pro-
blembewussten Eindruck, sei selbst-
kritisch und nehme an den Sitzun-
gen offen, motiviert und engagiert
teil. Er zeige den ernsthaften Wil-
len, die Motive für seinen Alkohol-
missbrauch mit psychotherapeuti-
scher Hilfe aufzuarbeiten.
Es obliegt im Einzelfall tatrichter-
licher Beurteilung, ob die Teilnah-
me an einer Nachschulung im Rah-
men einer Gesamtwürdigung von
Tat und Persönlichkeit des Ange-
klagten ein Abweichen vom Regel-
fall des § 69 Abs. 2 StGB rechtfer-
tigt.
Das Gericht verkennt nicht, dass
der Angeklagte die verkehrsthera-
peutische Rehabilitationsmaßnah-
me noch nicht beendet hat. Dieser
Umstand allein rechtfertigt nach
Auffassung des Richters aber nicht
die negative Prognose, dass der
Angeklagte auch künftig ungeeig-
net zum Führen von Kraftfahrzeugen
ist. Aus der Bescheinigung des Trä-
gers der Rehabilitationsmaßnahme
geht vielmehr eine positive Progno-
se hervor. Das Gericht hat zum Zeit-
punkt der gerichtlichen Entschei-
dung keinen Anlass, an der Rich-
tigkeit dieser Ausführungen zu zwei-
feln.

Anmerkung Müller

Das Amtsgericht Düsseldorf hat
durch sein Urteil vom August des
vergangenen Jahres entschieden,
dass ein Angeklagter, der zum Zeit-
punkt der Tat 2,12 Promille Alkohol
im Blut hatte und damit absolut
fahruntüchtig war, trotz der Verwirk-
lichung des Regelbeispieles des § 69
Abs. 2 Ziff. 2 StGB seine Fahrerlaub-
nis behalten darf. Der Amtsrichter
hat seine außergewöhnliche Ent-
scheidung im Rahmen der Gefah-
renprognose insbesondere mit dem
Umstand begründet, dass der An-
geklagte bereits vor der gerichtli-
chen Entscheidung damit begonnen
hat, regelmäßig an einer verkehrs-
therapeutischen Rehabilitations-
maßnahme teilzunehmen.
Die Entscheidung des Amtsgerichts
ist daraufhin von der Staatsanwalt-
schaft mit einer auf das Strafmaß
beschränkten Berufung angefoch-
ten worden. Im April hat das Land-
gericht Düsseldorf die erstinstanz-
liche Entscheidung bestätigt und
die Berufung der Staatsanwalt-
schaft verworfen.
Diese Entscheidung bestätigt vor-
dergründig und aus der subjektiven
Sicht von Trunkenheitstätern im
Straßenverkehr sowie ihrer Rechts-
beistände, dass Betroffenen nur
dringend angeraten werden kann,

sich einer verkehrstherapeutischen
Maßnahme zu unterziehen, da die-
se sowohl im Strafverfahren als
auch im späteren Verfahren vor der
Verwaltungsbehörde nur Vorteile für
die Betroffenen bringen kann. Aller-
dings hätten die beiden involvierten
Gerichte nicht so wie geschehen
entscheiden dürfen. Ihre Entschei-
dungen beruhen auf einem Verken-
nen der zugrundeliegenden Fakten
für die Gefahrenprognose.
Zunächst einmal ist den beteiligten
Strafrichtern zuzugeben, dass die
Ungeeignetheit „bei der letzten tat-
richterlichen Aburteilung“6 beste-
hen muss, wenn das Gericht die
Fahrerlaubnis gem. § 69 Abs. 1
StGB entziehen möchte. Dabei ver-
folgt die in das pflichtgemäße rich-
terliche Ermessen gestellte Maßre-
gel der Entziehung der Fahrerlaub-
nis allein den spezialpräventiven
Zweck, ungeeignete Kraftfahrzeug-
führer für einen bestimmten Zeit-
raum vom öffentlichen Verkehr mit
Kraftfahrzeugen auszuschließen.
Entscheidungsgrundlage des ent-
scheidenden Richters sind alle aus
dem Strafverfahren gewonnenen
Erkenntnisse über die tat und den
Täter. Eine gesetzliche Hilfestellung
gibt § 69 Abs. 2 StGB, wo vier Re-
gelfälle aufgeführt sind, in denen
„der Täter in der Regel als ungeeig-
net zum Führen von Kraftfahrzeugen
anzusehen“ ist. Weil die in diesen
Regelbeispielen indizierte Ungeeig-
netheit den wohl begründeten Wil-
len des Gesetzgebers widerspie-
gelt, setzt eine Ausnahme von der
Regel eine günstige Prognoseent-
scheidung und eine darin deutlich
werdende Eignung voraus.7

Fraglich ist jedoch, ob der Amtsrich-
ter über die notwendigen Informa-
tionen und die notwendige fachli-
che Kompetenz verfügte, um eine
derart weit in die Sicherheitsinte-
ressen der anderen Verkehrsteil-
nehmer eingreifende Prognoseent-
scheidung professionell und verant-
wortungsbewusst treffen zu kön-
nen. Daran bestehen erhebliche
Zweifel.
Diese Zweifel sind in der Hauptsa-
che dadurch begründet, dass der
Richter sich bei seiner Prognose-
entscheidung ausweislich seiner
Urteilsgründe von der Bescheini-
gung des Trägers der verkehrsthera-
peutischen Rehabilitationsmaßnah-
me leiten ließ. Eine solche Maßnah-
me beinhaltet, egal ob es sich nun
um eine verkehrspsychologische
Beratung gem. §§ 38, 71 FeV oder
um einen Kurs zur Wiederherstel-
lung der Kraftfahreignung gem. § 70
FeV handelt, jedenfalls keine Prog-
noseentscheidung bezüglich der

künftigen Eignung zum Führen von
Kraftfahrzeugen. Die dem Gericht
vorliegende Bescheinigung konnte
also nur eine – wenn auch positive
– Momentaufnahme darstellen, die
zur Prognoseentscheidung des Ge-
richts fachlich nicht taugte. Wenn
sich das Gericht – wie geschehen
– darauf berief, verkannte es die
Bedeutung und Aussagekraft des
angewandten verkehrspsychologi-
schen Instruments. Sollte gar im
zugrunde liegenden Fall, was aller-
dings das Gericht in seinen Grün-
den etwas unklar bleiben lässt, eine
verkehrspsychologische Beratung
in einen Kurs zur Wiederherstellung
der Kraftfahreignung gemündet ha-
ben, dürfte die Aussagekraft der er-
teilten Bescheinigung durch die
Rollenkonfusion des involvierten
Verkehrspsychologen nochmals
geschmälert sein.8 Allerdings las-
sen Urteile wie das vorliegende
sowie das der Berufungsinstanz die
Annahme besorgen, dass Strafrich-
ter sich in den Bereichen des Fahr-
eignungsrechts und insbesondere
im Recht der verkehrspsycholo-
gischen Interventionsmöglichkeiten
sowie deren fachlichen Inhalten
nicht so auskennen wie es für die
Verkehrssicherheit zuträglich wäre.
Abschließend bleiben noch zwei
wichtige Dinge festzustellen.
Die Entscheidung des Gerichts über
die Nichtentziehung der Fahrerlaub-
nis entfaltet keine Bindungswirkung
für das nachfolgende verwaltungs-
rechtliche Fahrerlaubnisverfahren,
so dass die Fahrerlaubnisbehörde
nicht gehindert ist, gem. § 13 Nr.
2 c FeV die Beibringung eines me-
dizinisch-psychologischen Gutach-
tens anzuordnen. Strafgerichte sind
überdies gut beraten, den auch bei
Maßregeln der Besserung und Si-
cherung anzuwendenden Prozess-
grundsatz „in dubio pro reo“ in den
Fällen kritisch zu hinterfragen, wenn
ihre Informationsbasis auf sachlich
eher tönernen Füßen steht.

Modalitäten des
Führerausweisentzugs9

Nach Auffassung des Schweizeri-
schen Bundesgerichts (BG) ist ein
in verschiedene Vollzugsabschnitte
unterteilter Führerausweisentzug
mit dem präventiven und erzieheri-
schen Zweck dieser Administrativ-
maßnahme nicht vereinbar.

Der Fall

Das kantonale Straßenverkehrsamt
ordnete am 6.4.2006 gegenüber A
einen dreimonatigen Führeraus-
weisentzug ab dem 3.10.2006 an,
da A am 22.1.2006 auf der Auto-
bahn die Höchstgeschwindigkeit

um 35 km/h überschritten hatte.
Nachdem A an die nächsthöhere
kantonale Instanz gelangt war, ord-
nete diese an, dass der Führeraus-
weisentzug in zwei Perioden von je
sechs Wochen vollzogen werden
solle: die erste während der Som-
merferien, die zweite während der
Weihnachtsferien. Das kantonale
Straßenverkehrsamt war mit dieser
Teilung des Vollzugs des Ausweis-
entzugs in verschiedene Vollzugs-
abschnitte nicht einverstanden und
gelangte ans BG.
Das BG hieß die Beschwerde des
kantonalen Straßenverkehrsamtes
aus folgenden Gründen gut: Das
Straßenverkehrsrecht des Bundes
sehe die Möglichkeit, einen War-
nungsentzug des Führerausweises
in mehreren Perioden zu vollziehen,
nicht vor. Die Doktrin sei diesbezüg-
lich uneinig. Einige kantonale Ent-
scheide hätten diese Möglichkeit
zugelassen, andere Kantone hätten
sie dagegen abgelehnt. Das BG
habe bislang keine Gelegenheit ge-
habt, diese Frage definitiv zu ent-
scheiden. In einem früheren Urteil
(BGE 128 II 173) habe das BG le-
diglich festgehalten, dass ein nur
während der Freizeit vollzogener
Warnungsentzug mit dem erziehe-
rischen und präventiven Ziel dieser
Maßnahme nicht kompatibel sei;
ein derartiger Vollzug des War-
nungsentzugs würde eine Geset-
zesänderung erfordern.
Seither sei keine derartige Geset-
zesänderung erfolgt. Die Debatte im
Bundesparlament im Hinblick auf
die am 1.1.2005 in Kraft getretene
Teilrevision des Straßenverkehrs-
rechts zeige, dass der Gesetzgeber
eine Teilung des Vollzugs des we-
gen einer leichten oder einer mittel-
schweren Widerhandlung für eine
kurze Dauer ausgesprochenen Aus-
weisentzugs nicht gewollt habe. Die
Frage, ob der Vollzug längerer Füh-
rerausweisentzüge in verschiedene
Abschnitte unterteilt werden kön-
ne, sei im Bundesparlament nicht
zur Debatte gestanden. Die am 1.1.
2005 in Kraft getretene Teilrevision
des Straßenverkehrsgesetzes habe

6 Das Zitat stammt nicht etwa vom AG
Düsseldorf, sondern von Hentschel, Peter,
Straßenverkehrsrecht, 39. Aufl., München
2007, § 69 StGB Rn. 23.

7 Ebenso König, Peter, in: Hentschel, § 69
StGB Rn. 15.

8 Vgl. zu der Gefahr der Rollenkonfusion den
grundlegenden Artikel von Schubert, Wolf-
gang/Reschke, Konrad/Glaser, Doreen/Kra-
nich, Udo: „Die Rollenkonfusion Therapeut
vs. Gutachter“, in: ZVS 53 (2007), S. 188
ff.

9 Urteil vom 28.11.2007; BGE 134 II 39; Voll-
text s. www.bger.ch; der Redaktion freund-
licherweise mitgeteilt von Frau Kollegin,
Regula Stöcklin, bfu.
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darauf abgezielt, schwere und wie-
derholte Widerhandlungen gegen
die Straßenverkehrsgesetzgebung
rigoroser zu sanktionieren. Deshalb
könne nun – so das BG – festge-
stellt werden, dass der Gesetzge-
ber eine Teilung des wegen einer
schweren Widerhandlung ausge-
sprochenen Führerausweisentzu-
ges in mehrere Vollzugsabschnitte
nicht habe tolerieren wollen. Dies
gelte auch bezüglich des A vorge-
worfenen Tempoexzesses. Dieser
stelle eine schwere Widerhandlung
dar und die dafür ausgesprochene
Entzugsdauer von drei Monaten
entspreche der gesetzlich vorgese-
henen Mindestentzugsdauer.
Außerdem sei der Warnungsentzug
des Führerausweises eine Adminis-
trativmaßnahme, die im Interesse
der Verkehrssicherheit angeordnet
werde, um den fehlbaren Fahrzeug-
führer zu bessern und Rückfälle zu
verhindern. Die Möglichkeit, einen
Führerausweisentzug in mehreren
Perioden zu vollziehen – entspre-
chend den Bedürfnissen des fehl-
baren Lenkers – würde dieser Maß-
nahme den präventiven und erzie-
herischen Charakter nehmen. Auch
stünde diese Möglichkeit im Wider-
spruch zur Absicht des Gesetzge-
bers, wonach Führerausweisent-
züge für eine im Gesetz festgelegte
bestimmte Zeitdauer anzuordnen
und tatsächlich zu vollziehen sind.
Aus diesen Gründen habe die kan-
tonale Vorinstanz Bundesrecht ver-
letzt, als sie A zugestanden habe,
den dreimonatigen Führerausweis-
entzug in zwei Perioden von je ein-
einhalb Monaten (während der
Sommer- und der Weihnachtsfe-
rien) vollziehen zu können. Daher
hob das BG den Entscheid der Vor-
instanz auf und bestätigte den Ent-
scheid des kantonalen Straßenver-
kehrsamtes vom 6.4.2006.

Bericht des GDV über
 „Provozierte Verkehrsunfälle“

In seinem oft mit interessanten The-
men aufwartenden Newsletter „Ver-
sicherung & Verkehr“ vom 5. Mai
2008 griff der Gesamtverband der
Deutschen Versicherungswirtschaft
(GDV) mit der Thematik „Provozier-
te Verkehrsunfälle“ ein brisantes
Problemfeld auf, das sowohl straf-
rechtliche und kriminalpolitische als
auch versicherungsrechtliche As-
pekte aufweist.
Nach einer aktuellen Schätzung des
GDV entsteht den deutschen Kraft-
fahrtversicherern durch Versiche-
rungsbetrug jedes Jahr ein Scha-
den von über 1,5 Milliarden Euro.
Ein besonderes Phänomen dabei
sind die so genannten provozierten

Verkehrsunfälle. Dabei handelt es
sich meist um eine Unfallsituation
mit einer aus Sicht eines Betrach-
ters offensichtlich eindeutig geklär-
ten Schuldfrage. Tatsächlich wur-
de die von vornherein beabsichtig-
te Kollision jedoch vom vordergrün-
dig als „Opfer“ erscheinenden Tä-
ter provoziert. Die eigentlichen Op-
fer dieser Taten bemerken in aller
Regel nicht, dass sie zu einem Ver-
kehrsunfall provoziert worden sind
und sehen sich vielmehr selbst als
Unfallverursacher.
Die drei folgenden Methoden sind
bei provozierten Unfällen häufig
anzutreffen:
1. Der Täter nutzt eine bekannte
Besonderheiten der Verkehrsfüh-
rung aus, beispielsweise eine Fahr-
bahnverengung oder einen Kreis-
verkehr, und erzwingt beim Spur-
wechsel einen seitlichen Streif-
schaden.
2. Der Täter provoziert einen Auf-
fahrunfall, indem er bei einer Am-
pel, die von Gelb auf Rot schaltet,
in letzter Sekunde abrupt abbremst.
3. Die Täter warten an einer Kreu-
zung mit rechts-vor-links-Regelung
gezielt auf ein Fahrzeug, um dann
im letzten Moment noch in die Kreu-
zung einzufahren. Das ausgewähl-
te Fahrzeug kann nicht mehr aus-
weichen und es kommt zum Unfall.
Das Ziel der Täter, die häufig als
organisierte Banden auftreten, ist
es, sich über den abgerechneten
Blechschaden möglichst viel Geld
von der Kfz-Haftpflichtversicherung
des tatsächlichen Unfallopfers zu
erschleichen. Rechtlich gesehen
handelt es sich bei einem vorsätz-
lich herbeigeführten Unfall, bei dem
sogar zum Teil schwere Verletzun-
gen der Unfallbeteiligten in Kauf
genommen werden, gem. § 315b
Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. § 315 Abs. 3
StGB um einen gefährlichen Eingriff
in den Straßenverkehr, der in Tat-
einheit mit einem versuchten oder
vollendeten Versicherungsbetrug
gem. § 263 StGB begangen wird.
Allein für den Verbrechenstatbe-
stand des gefährlichen Eingriffs
sieht das Gesetz eine Geldstrafe
oder eine Freiheitsstrafe von einem
Jahr bis zu zehn Jahren vor.
Die Folgen für die unentdeckt blei-
benden Opfer von provozierten Ver-
kehrsunfällen sind erheblich. Sie
müssen für die Kosten des eigenen
Schadens aufkommen, sofern die-
ser nicht über eine Vollkaskoversi-
cherung abgedeckt ist. Zudem wer-
den sie von ihrem Versicherer in der
Schadenfreiheitsklasse zurückge-
stuft und müssen mit einem Buß-
geld und Punkten beim Kraftfahrt-
bundesamt in Flensburg rechen. Bei

Fahranfängern steht unter Umstän-
den sogar eine Nachschulung an.
Bei den folgenden Fakten sollten
Unfallbeteiligte hellhörig werden:
● der Unfallbeteiligte zeigt ein rou-

tiniertes Auftreten und Vorgehen,
● vorgeblich unbeteiligte Zeugen

schalten sich ein und üben zu-
sätzlich Druck aus,

● es gibt Anhaltspunkte für ein ziel-
gerichtetes Handeln des Unfall-
kontrahenten (Fahrtrichtung- oder
Spurwechsel vor dem Crash, Ge-
schwindigkeit erhöht, Handzei-
chen gegeben, aber nachher be-
stritten; vorher mehrfach über
Gelb gefahren),

● es gibt Hinweise auf z. T. mehr-
fach reparierte Vorschäden am
Fahrzeug.

In der Praxis lassen sich provozier-
te Unfälle sogar von zur Unfallauf-
nahme herbeigerufenen Polizeibe-
amten nur schwer erkennen, den-
noch ist ein obligatorisches Hinzu-
ziehen der Polizei zu empfehlen. Ins-
besondere kann die Polizei prüfen,
ob die Fahrzeugschäden tatsächlich
zum geschilderten Unfallhergang
passen. Unfallbeteiligte sollten
dabei generell Fotos von den Un-
fallspuren, den Endlagen und von
allen Seiten der beteiligten Fahrzeu-
ge anfertigen.
Die Versicherer, die teilweise über
besondere Ermittlungsgruppen für
derart manipulierte Verkehrsunfäl-
le verfügen, können außerdem
durch unfallanalytische Gutachten
und Simulationen den Unfallher-
gang rekonstruieren und bei einer
entsprechenden Beweislage Straf-
anzeige erstatten. Erschwert wird
diese wichtige Arbeit von Polizei
und Versicherern dadurch, dass
Verkehrsunfälle nicht über Länder-
grenzen hinweg oder nicht einmal
innerhalb des betreffenden Bundes-
landes zentral erfasst werden. Des-
halb lässt sich nur schwer prüfen,
ob ein Fahrzeug oder ein Unfall-
beteiligter schon häufiger in einen
Unfall verwickelt war. Nur im Zu-
sammenspiel zwischen Unfallopfer,
Versicherer und Polizei ist daher
eine effiziente Aufklärung möglich.
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